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Spiel mit der Leimrute 
Vom Projekt zum Problemfall: In der Koalition wachsen die 
Spannungen. Ratlos sieht die SPD zu, wie der Partner eine

schwarz-grüne Option bei der Hamburg-Wahl ins Kalkül zieht. 
rtner Schröder, Fischer: Gelassenheit als Provok
Zur „finissage“, wie es die Einladung
versprach, hatte Gerhard Schröder
am vergangenen Dienstagabend ei-

nen kleinen Kreis ins Kanzleramt gebe-
ten, um das Ende einer Ausstellung zu 
feiern.

Im Zentrum des Geschehens stand der
Bildhauer Joachim Jastram, dessen Werke
mehrere Wochen lang in den vier Winter-
gärten der Regierungszentrale präsentiert
worden waren – und der sich nun mit lei-
ser Lust in Anspielungen erging. „Manch-
mal denke ich“, sprach der 75-jährige Ros-
tocker Künstler, „dass vieles, wenn nicht al-
les, was wir machen, Experimente sind,
Versuche, Übungen.“ 

„Warum sagst du das ge-
rade hier?“, fragte der Haus-
herr in die andächtige Stille
hinein, und die Antwort, 
die danach für allgemei-
nes Amüsement sorgte, kam
prompt: „Wo denn sonst,
wenn nicht hier?“ 

Die Gelassenheit, die der
Kanzler seit seinem Rücktritt
vom Parteivorsitz zur Schau
trägt, empfindet der Koali-
tionspartner mittlerweile als
Provokation. Die Grünen
sind über eine Krisen-SPD
verärgert, die auf ihre Be-
findlichkeiten keine großen
Rücksichten nimmt. 

Die Liste der Themen, die
für Zoff sorgen, wird lang
und länger: der geplante Ex-
port der Hanauer Atomfa-
brik – eine Zumutung für die
Basis der Ökopartei. Die an-
haltende Fehde zwischen
Umwelt- und Wirtschaftsmi-
nister – mehr als nur eine
Klimabelastung. Der Versuch
des Innenministers, mit der
Union ein Zuwanderungs-
gesetz zu verabreden – das
wäre „die Aufkündigung der
Koalition“, sagt die grüne
Fraktionschefin Krista Sager. 

Deren Parteifreunde ha-
ben es gründlich satt, zur
Pleitenserie der Genossen
weiterhin gute Miene zu ma-
chen. „Diese Woche halte
ich die andere Wange noch
hin, aber dann ist Schluss“,

Regierungspa
ließ Sagers Kollegin Katrin Göring-Eckardt
den SPD-Spitzenmann Franz Müntefering
bereits vor zwei Wochen wissen. 

Beim letzten Treffen der Realos kriti-
sierte der Vertraute Joschka Fischers, Fritz
Kuhn, die Regierung habe ein „Steue-
rungsproblem“, er vermisse eine „syste-
matische Kommunikationsstrategie“. Die
frühere Staatssekretärin Christa Nickels
schimpfte in der Fraktion, angesichts sol-
cher Blamagen wie bei der Maut stelle sich
der Eindruck ein, „die können es einfach
nicht“.

Die Zeit der Illusionen ist vorbei, statt-
dessen herrscht angestrengte Nüchternheit
zwischen den einstigen Wunschpartnern.
Mit dem Aufstand der SPD-Funktionäre
ist der ohnehin eher schwach entwickelte
Reform-Elan der SPD-Bundestagsfraktion
weiter abgeflaut. Dem Unternehmen Rot-
Grün, sagt eine sichtlich genervte Ver-
braucherschutzministerin Renate Künast,
fehle „der Spirit, die Vision, das gemein-
same Ziel“.

Selbst das Schlimmste, was einer Bezie-
hung passieren kann, ist mittlerweile ein-
getreten: Auf den Führungsebenen beider
Parteien hat sich in wichtigen strategischen
Fragen Sprachlosigkeit breitgemacht. We-
der vor Schröders Flucht aus der SPD-Spit-
ze noch danach wurde in der Koalitions-
runde, der eigentlichen Schaltzentrale der
Regierung, über die neue Lage debattiert.
Nahezu alle versuchten den Eindruck zu
erwecken, als sei nichts gewesen.

Was 1998 als rot-grünes Projekt begann
und am Wahlabend 2002 durch den bier-
seligen Auftritt des Duos Schröder/Fischer
nochmals eine emotionale Aufladung er-
fuhr, ist zum ernsten Problemfall gewor-
den. Krisen gab es schon häufig – doch nun
wird erstmals auch über die Zeit nach dem
Bündnis geraunt. Natürlich in keinem offi-
ziellen Parteigremium, aber in zahllosen

Vier- und Sechs-Augen-Ge-
sprächen. 

Die SPD hat sich von
ihrem ungeliebten Vorsit-
zenden gelöst, um nicht im
Reformstrudel zu verschwin-
den. Die spektakuläre Ent-
koppelung von Regierung
und Partei löste im politi-
schen Berlin ein Beben aus,
das mit Zeitverzögerung
auch den kleinen Koalitions-
partner erreicht hat. Dort
wird nun ebenfalls über vie-
les nachgedacht – etwa über
die Zeit nach Joschka Fi-
scher.

Der hatte in einem ein-
dringlichen Appell im grü-
nen Parteirat das Schicksal
seiner Couleur mit dem 
der Schröder-Regierung ver-
knüpft. Noch vor dem Vor-
sitzenden Reinhard Bütiko-
fer ergriff Fischer das Wort,
um den Funktionären einen
möglichen Strategiewechsel
in den schwärzesten Farben
auszumalen: Es gelte unbe-
dingt, „die strukturelle Mehr-
heitsfähigkeit der Linken zu
erhalten“; diese Aufgabe ha-
be Bedeutung „auch über
Deutschland hinaus“.

Für viele klang es wie ein
Nachruf, und tatsächlich:
Auch wenn etwa Jürgen Trit-
tin vor einem Spiel mit den
Konservativen warnt („Wer
auf diese Leimrute geht,
muss wissen, dass er die
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Grünen-Fraktionschefinnen Sager, Göring-Eckardt: Neue Beweglichkeit testen 
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Mehrheitsfähigkeit von Rot-Grün im Bund
weiter schwächt“) – die meisten von Fi-
schers Kollegen und vor allem die Kolle-
ginnen in der Führung würden die un-
komfortable Randlage im Parteienspek-
trum lieber heute als morgen räumen. 

Hamburg könnte dafür der Testfall sein
(siehe Seite 44). Die Wahl der dortigen
Bürgerschaft am übernächsten Sonntag
bietet die Chance einer Neujustierung. Die
Arithmetik der Umfrageergebnisse belebt
die Phantasien: Schwarz-Grün ist in Berlin
zum Tuschelthema geworden – nicht un-
bedingt als erste Priorität und auch nicht
als Wahrscheinlichkeit, aber als eine zu-
sätzliche Option. 

„Für die Grünen geht es darum, ihre
strategischen Möglichkeiten zu erweitern“,
sagt Ralf Fücks, der Vorsitzende der par-
teinahen Heinrich-Böll Stiftung. Selbst die
ehemalige Hamburger Senatorin Sager ist
dafür, im Fall der Fälle die neue Beweg-
lichkeit zu testen – und Fischer, der öf-
fentlich den rot-grünen Traditionalisten
gibt, hat intern zugestimmt: „Das ent-
scheiden die Landesverbände.“

Wer derzeit Hamburg sagt, denkt zu-
gleich an Berlin. Angesichts des dauerhaf-
ten Formtiefs der Liberalen und einer re-
formfreudigen CDU unter Angela Merkels
Führung sehen die grünen Macher eine
Lücke in der Mitte des Parteiensystems,
die sich womöglich füllen ließe. Die Auf-
lösung der bisherigen Machtblöcke ist im
Gange – vor allem in der Wählerschaft
schwinden die Bindekräfte der alten Mi-
lieus. 

Über 80 Prozent der Grünen-Wähler –
das ergab das aktuelle ZDF-Politbarometer
– stehen schwarz-grünen Bündnissen nicht
mehr ablehnend gegenüber. Die Zustim-
mung unter den Anhängern der Grünen ist
dabei noch höher als unter denen der CDU. 
CDU-Vorsitzende Merkel 
Die Bindekräfte der alten Milieus schwinden 
Vor vier Jahren war eine interne Partei-
studie noch zum gegenteiligen Ergebnis 
gekommen. Damals führte die enge 
Anlehnung der grünen Wähler an die 
SPD zur Aufgabe aller Überlegungen, die
Partei als eine Art Öko-FDP zu posi-
tionieren. Fischer höchstselbst hatte eine
solche Strategie ins Auge gefasst – woran 
er sich heute nur noch mühsam erin-
nert. 
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Die grünen Planspiele werden von einer
neuen Normalität auch auf der anderen
Seite genährt. Die Merkel-CDU ist nicht
mehr die Kohl-Kohorte. „SPD, Union, FDP
und Grüne sind miteinander koalitions-
fähig“, heißt es in der Unionsspitze. Sogar
CSU-Chef Edmund Stoiber beeilte sich
kürzlich, den Grünen Bündnisqualität zu
bescheinigen. Das Kalkül: Er will mit Blick
auf seine Ambitionen als Kanzlerkandidat
die Spielräume erweitern.

Wenn nicht schon in Hamburg, könnte
es in Nordrhein-Westfalen zum Probelauf
kommen. Angeführt von Umweltministerin
Bärbel Höhn wächst da die Zahl derer, die
eine Koalition mit der CDU unter Jürgen
Rüttgers für denkbar – und einige gar für
wünschenswert – halten. 

Die ehemals Parteilinke Höhn treiben
dabei vor allem pragmatische Erwägungen.

Seit Jahren liegt sie mit den regie-
renden Sozialdemokraten, erst mit
Wolfgang Clement, dann mit Peer
Steinbrück, im Clinch. Wenn sie
sich von Rüttgers zu Waldspazier-
gängen einladen lässt, ist das vor
allem als Wink an den sperrigen
Koalitionspartner gedacht. Zudem
findet Höhn, dass man schwarz-
grüne Bündnisse beizeiten vorbe-
reiten muss.

Und Joschka Fischer nimmt sol-
che Entwicklungen mittlerweile
hin. Als seine Parteifreunde im im
Frühjahr 2001 in Frankfurt am
Main eine schwarz-grüne Stadt-

regierung schmieden wollten, hatte er noch
heftig interveniert. 

Andererseits: Auch wenn der viel zi-
tierte heimliche Vorsitzende nach wie vor
für ein Bündnis mit der SPD streitet (siehe
Interview Seite 43), kommt ihm die zu-
nehmende Drohung mit den Schwarzen
nicht ganz ungelegen. Denn die Geschich-
te von Rot-Grün ist für ihn auch die Ge-
schichte einer persönlichen Entfremdung.
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Er und Gerhard Schröder haben sich nicht
mehr allzu viel zu sagen. 

Der einzige Wachstumsfaktor in den
beiderseitigen Beziehungen ist das Miss-
trauen. Als der Kanzler den Wechsel im
Parteivorsitz plante, ließ er seinen Stellver-
treter in der Regierung bis zuletzt im Un-
klaren. Erst zwei Stunden vor der Verkün-
dung des Machtverzichts wurde Fischer
telefonisch informiert. Das Gespräch dar-
über dauerte keine zwei Minuten.

Was der Grüne nur schwer verwinden
kann, ist aus Schröders Sicht vor allem
machtpolitisch begründet. Die Vier-Augen-
Gespräche mit dem Vize, so ein Vertrau-
ter des Kanzlers, „haben sich als Steue-
rungsinstanz nicht bewährt“. Selbst wenn
Freund Joschka nach außen seine Par-
tei repräsentiert – die Kraftlinien laufen
längst auch im Alltag an anderer Stelle zu-
sammen.

Denn die beiden selbstbewussten grü-
nen Fraktionschefinnen Katrin Göring-
Eckardt und Krista Sager pochen auf Mit-
gestaltung und setzen sich immer häufiger
durch. In Franz Müntefering haben sie
einen verlässlichen Gesprächspartner ge-
funden. Zumindest das Routinegeschäft
der Koalition wird von diesem Trio abgewi-
ckelt, weitestgehend geräuschlos.

Und auch der neue Parteivorsitzende
Reinhard Bütikofer entwickelt ein politi-
sches Eigenleben, das Vielflieger Fischer
schon aus Zeitgründen nicht eindämmen
kann. 

Der Außenminister ist mit seiner Zu-
rückhaltung in Parteiangelegenheiten über-
dies gut gefahren; sie hat ihm den Nimbus
des Staatsmannes eingebracht, der sich be-
trächtlicher Popularität erfreut. Die wenig
honorierte Konsenssuche überlässt er an-
deren – zum Beispiel dem Kanzler, der in-
zwischen in Umfragen sogar hinter Guido
Westerwelle liegt.

Wie verspannt sich der Umgang zwi-
schen ihm und Fischer gestaltet, war auch
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Grünen-Politiker Fischer
„Die Regierung wird auch 2006 gewinnen“
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in der letzten Koalitionsrunde zu besich-
tigen. Es sei doch keine gute Idee, gab 
der Grüne scheinbar besorgt zu bedenken,
den gescheiterten SPD-Generalsekretär
Olaf Scholz anschließend noch vor die 
TV-Kameras zu schicken: „Ich dachte, wir
wollen ein Zeichen in Richtung Aufbruch
setzen!“

Schröder verstand den Vorstoß als das,
was er in Wirklichkeit war: eine Einmi-
schung in die Angelegenheiten der SPD –
und lehnte ab.

So geht das schon seit Monaten. Fischer
ist verärgert, weil Schröder ihm den star-
ken grünen Anteil am Wahlergebnis nicht
dankte. Der Kanzler grämt sich, weil sich
sein Stellvertreter in den ersten zwölf Mo-
naten der zweiten Amtszeit vor allem mit
eigenen Karriereplänen befasste.

Zum handfesten Krach kam es, als
Schröder Anfang Dezember vergangenen
Jahres aus dem fernen China den Verkauf
der Hanauer Plutoniumfabrik an die Volks-
republik in Aussicht stellte. Fischer mach-
te ihm hernach in einem Vier-Augen-Ge-
spräch bittere Vorhaltungen. So gehe man
nicht miteinander um: „Wenn du so denkst,
sind wir in der falschen Koalition.“ 

Seither gilt „Hanau“ den Grünen als 
Synonym für die Entfremdung mit der
SPD. Eine erzürnte Spitzenfrau: An diesem
Fall habe man lernen können, „dass es die
Farbe Rot-Grün nicht gibt, sondern nur
Rot und Grün“.

Eine Erkenntnis, die nun mehr und mehr
auch die Sozialdemokraten teilen: Am ver-
gangenen Montag waren die internen
Spannungen erstmals Thema einer Vor-
standssitzung. 

„Wir laufen Gefahr, die strukturelle
Mehrheitsfähigkeit zu verlieren“, mahnte
dort der SPD-Linke Hermann Scheer. Die
Präsidiumsfrau Andrea Nahles fürchtet, im
Falle einer schwarz-grünen Annäherung
würden die Genossen in „die unmoderne
Sozialstaatsecke“ abgedrängt, daran „ha-
ben Schwarz und Grün ein gemeinsames
Interesse“.

Müntefering kennt die Besorgnisse – und
teilt sie. Bei einer Zusammenkunft der
SPD-Landes- und Bezirksfürsten in Berlin
empfahl der designierte Parteichef öffent-
liche Zurückhaltung. „Niemand sollte sich
von der Debatte um Schwarz-Grün ver-
wirren lassen.“ Im Übrigen, bekannte er,
habe niemand zwei Wochen vor der Ham-
burg-Wahl eine Antwort auf die schwarz-
grüne Option: „Ich auch nicht.“

Sicherheitshalber verschickte er zusam-
men mit Gerhard Schröder am vergange-
nen Donnerstag einen Brief an alle Funk-
tionäre der SPD, in dem sich der gleicher-
maßen selbstverständliche wie überra-
schende Satz findet: „Wir wollen erreichen,
dass die gemeinsame Koalitionsarbeit mit
Bündnis 90/Die Grünen auch auf 2006 hin
und darüber hinaus erfolgreich ist.“

Tina Hildebrandt, Horand Knaup, 
Hartmut Palmer, Gerd Rosenkranz
„Ich habe gute Nerven“
Vizekanzler Joschka Fischer über die Zukunft von Rot-Grün
SPIEGEL: Herr Fischer, nach Gerhard Schrö-
ders Rücktritt als SPD-Chef sind die beiden
starken Männer der Koalition in einer ähn-
lichen Lage – dem Kanzler fehlt wie Ihnen
die feste Verankerung in der Partei.
Fischer: Das war eine schwierige Entschei-
dung Gerhard Schröders, um unsere Re-
formagenda abzusichern, die schließlich die
Interessen von Millionen Menschen berührt
– viele davon SPD-Anhänger. Die neue Auf-
stellung an der Spitze der Sozialdemokratie
bietet eine Chance, die es zu nutzen gilt.
SPIEGEL: Schwierig für die Koalition: Schrö-
der muss jetzt immer auch Franz Müntefe-
ring fragen. Gleichzeitig klagt das Kanzler-
amt, dass auch Sie längst nicht mehr wirk-
lich für die Grünen sprechen könnten.
Fischer: Ich habe keine Klagen gehört.
SPIEGEL: Wir helfen: Im Herbst sagten Sie
Schröder zu, dass der Export der Hanauer
Atomanlage nach China in Ordnung gehe.
Als die Sache öffentlich wurde, machten
Sie einen Rückzieher.
Fischer: In der Sache liegen Sie völlig falsch.
Es ging und geht um den Bescheid eines
Verfahrens. Die Prüfung war damals und ist
heute noch nicht abgeschlossen. Als Grüner
wünsche ich mir, die Anlage würde auf
ewig eingemottet, aber als der für die Ge-
nehmigung zuständige Minister muss ich
nach Recht und Gesetz entscheiden.
SPIEGEL: Sie haben doch selbst schon von
einer „bitteren Entscheidung“ gesprochen.
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Fischer: Stimmt: Der Antragsteller hat An-
spruch auf ein geregeltes Verfahren, das
vollziehen wir. Eine militärische Nutzung
muss verifizierbar und dauerhaft ausge-
schlossen sein. 
SPIEGEL: Einzelne Kreisverbände drohen
mit einem Sonderparteitag.
Fischer: Das ist eine Entscheidung der Par-
tei. Aber was sollte dieser Parteitag be-
schließen? Politik ist doch im Wesentlichen
eine rationale Veranstaltung. 
SPIEGEL: Gibt es Alternativen zu Rot-Grün?
Fischer: Für mich nicht.
SPIEGEL: Glauben Sie noch an das viel be-
schworene rot-grüne Projekt?
Fischer: Natürlich. Schauen Sie sich unse-
re Reformen an, unsere Außen- und Euro-
pa-Politik. Und dann vergleichen Sie das
mit den Positionen der Union zur Kran-
kenversicherung, zum Arbeitsmarkt, zum
Irak-Krieg und zur Zuwanderung.
SPIEGEL: Und die rot-grünen Streitereien
um Zuwanderung und Emissionshandel?
Fischer: Das sind Punkte, die noch nicht
ausdiskutiert sind. Wir werden uns aber in
beiden Fragen einigen. Meine These ist:
Diese Regierung wird den Wahltermin 2006
nicht nur erreichen, sondern dann auch
noch mal gewinnen. Da habe ich gute Ner-
ven. Die SPD wird sich erholen.
SPIEGEL: Fragt sich nur, wie. Ist die Koali-
tion mehrheitsfähig, wenn sie weiterge-
hende Sozialreformen unternimmt?
Fischer: Wir machen die Reformen, um den
Sozialstaat für die Zukunft zu sichern.
Nach einem Jahrzehnt Reformstau sind
diese Reformen einfach unaufschiebbar.
Das weiß auch die Opposition – sagt sie nur
nicht, weil dieses auch Einschnitte für die
Menschen bedeutet.
SPIEGEL: Sehen Sie künftig die Grünen auch
als Mehrheitsbeschaffer für die CDU?
Fischer: Das sehe ich nicht. Das sind Debat-
ten, die sich in theoretischen Sphären ab-
spielen. Die Partei ist gut beraten, beim
bisherigen Profil zu bleiben, auch in der
nächsten Generation.
SPIEGEL: Die sieht das anders.
Fischer: Wir leben von zwei Elementen –
unserer Professionalität und programmati-
schen Kreativität. Wenn wir uns auf die Fra-
ge reduzieren, wie wir eine Mehrheit erzie-
len, geht die Kreativität verloren. Ansons-
ten haben bei uns immer die Landesver-
bände entschieden. Das war und bleibt so.
SPIEGEL: In Hamburg auch?
Fischer: In Hamburg kämpfen wir für einen
Wechsel. Und der ist möglich. Meine per-
sönliche Überzeugung ist klar: Ich war und
bin für Rot-Grün. Interview: Ralf Beste,

Konstantin von Hammerstein
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